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Fall 6: Arbeitnehmerfreizügigkeit, Bereichsausnahme nach Art. 45 Abs. 4 AEUV 1. Teil

Die Vorschrift des § 9 LABG NRW, nach der nur deutsche Staatsangehörige
in den Vorbereitungsdienst aufgenommen werden können, verletzen die
Arbeitnehmerfreizügigkeit, wenn Art. 45 AEUV anwendbar ist, die Vor-
schrift den Schutzbereich der Arbeitnehmerfreizügigkeit beschränkt oder
Arbeitnehmer diskriminiert und die Beschränkung oder Diskriminierung
nicht gerechtfertigt ist.

I. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit aus Art. 45 AEUV müsste zunächst an-
wendbar sein. Für den Bereich der Arbeitnehmer existiert grundsätzlich ei-
ne die Regelungen des Art. 45 AEUV wiederholende und im Übrigen da-
rüber hinausgehende Regelung in der EU-VO Nr. 1612/68.

Fall 6: Arbeitnehmerfreizügigkeit, Bereichsausnahme nach 
Art. 45 Abs. 4 AEUV

Im Rahmen eines Studentenaustausches kommt die britische Studentin
Elizabeth Bloom nach Deutschland. Sie will hier ihre Sprachkenntnisse
vertiefen, da sie Lehramtsstudentin ist und später die Fächer Deutsch
und Mathematik unterrichten will. Am Ende des Austauschsemesters
gefällt es ihr an der deutschen Universität derart gut, dass sie ihr Studi-
um in Deutschland abschließen und hier auch Lehrerin werden möchte.
Nachdem sie erfolgreich die erste Staatsprüfung abgelegt hat, bewirbt
sie sich bei der Bezirksregierung Münster, die für die Einstellung der Stu-
dienreferendare zuständig ist, um Aufnahme in den Vorbereitungs-
dienst. Die angehenden Lehrer werden nach den Vorschriften des Leh-
rerausbildungsgesetzes NRW (LABG NRW) als Beamte auf Widerruf in
den Vorbereitungsdienst übernommen, der sie auf ihre spätere Lehrtä-
tigkeit praktisch vorbereiten soll. Sie werden deshalb einer Schule zuge-
wiesen und unterstehen den Weisungen der dortigen Lehrkräfte. An
dieser Schule unterrichten die Referendare – wenngleich in geringfügi-
gem Umfang – selbst und erhalten hierfür eine Besoldung. 
Das Einstellungsgesuch der Elizabeth Bloom wird jedoch von der Be-
zirksregierung Münster mit der Begründung abgelehnt, dass ihre briti-
sche Staatsangehörigkeit der Einstellung entgegenstehe. Nach § 9
LABG NRW dürfe den Vorbereitungsdienst nur ableisten, wer die deut-
sche Staatsangehörigkeit besitze. Gegen diese Entscheidung legt
Bloom form- und fristgerecht Widerspruch ein, den sie damit begrün-
det, dass § 9 LABG NRW gegen die Arbeitnehmerfreizügigkeit verstoße.
Der Widerspruch wird jedoch als unbegründet zurückgewiesen. Die Wi-
derspruchsbehörde begründet ihre Entscheidung wie folgt: Ein Verstoß
gegen die Arbeitnehmerfreizügigkeit sei nicht festzustellen, da auf-
grund der Verbeamtung der Referendare eine Einordnung als Arbeit-
nehmer ausgeschlossen sei. Hiergegen spreche auch, dass Bloom als
Referendarin lediglich eine geringe Anzahl von Wochenstunden Unter-
richt erteile und lediglich eine Vergütung erhalte, die unter den Min-
destbezügen eines vollbeamteten Lehrers am Anfang seiner Laufbahn
liege. Darüber hinaus sei die angestrebte Tätigkeit nicht wirtschaftlicher
Natur. Eine Anwendung der Arbeitnehmerfreizügigkeit sei überdies
ausgeschlossen, da staatliche Tätigkeit hiervon nicht erfasst sei.
Verstößt § 9 LABG NRW gegen die Arbeitnehmerfreizügigkeit? 
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 Primäres Unionsrecht1. Teil

Der EuGH ist in dem die-
sem Fall17 zugrunde lie-
genden Verfahren ohne 
Begründung ausschließ-
lich auf die Vereinbarkeit 
mit Art. 45 AEUV einge-
gangen.

Nach dessen Art. 7 darf der Zugang zu Beschäftigungen nicht aus Gründen
der Staatsangehörigkeit verhindert werden. Geht es allerdings – wie hier –
nicht um eine spezifische Benachteiligung in konkreten Arbeitsbedingun-
gen, sondern de facto um eine Berufswahl und steht darüber hinaus eine
Ausnahme für den Bereich des öffentlichen Dienstes in Rede, ist die Prü-
fung an dem maßgebenden Primärrecht auszurichten. Demzufolge ist
Art. 45 AEUV anwendbar.

II. Darüber hinaus müsste der Schutzbereich der Arbeitnehmerfreizügig-
keit eröffnet sein. Dies ist der Fall, wenn von § 9 LABG NRW Arbeitnehmer
aus den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (persönlicher Anwen-
dungsbereich) in ihrer gesamten diesbezüglichen wirtschaftlichen Betäti-
gung (sachlicher Anwendungsbereich) betroffen sind.

1. Da die Freizügigkeit der Arbeitnehmer eines der Grundprinzipien der
Union ist, kann der Begriff des Arbeitnehmers nicht nach dem einzelnen
nationalen Recht unterschiedlich ausgelegt werden. Vielmehr ist er auf-
grund seiner unionsrechtlichen Bedeutung unionsrechtlich und weit aus-
zulegen.

a) Der Begriff des Arbeitnehmers ist dementsprechend anhand objektiver
Kriterien zu bestimmen, die das Arbeitsverhältnis im Hinblick auf die Rech-
te und Pflichten der betroffenen Personen kennzeichnen. Das wesentliche
Merkmal eines Arbeitsverhältnisses besteht darin, dass jemand wäh-
rend einer bestimmten Zeit für einen anderen nach dessen Weisung Leis-
tungen erbringt, für die er als Gegenleistung eine Vergütung erhält.

Die Studienreferendare unterstehen während der gesamten Dauer des
Vorbereitungsdienstes den Weisungen und der Aufsicht des Personals der
Schule, der sie zugewiesen sind. Das dort tätige Lehrpersonal entscheidet
über die von den Studienreferendaren zu erbringenden Leistungen und
schreiben die Arbeitszeiten vor. Darüber hinaus haben die Studienrefe-
rendare deren Anweisungen auszuführen und deren Vorschriften einzu-
halten. Während eines wesentlichen Teils des Vorbereitungsdienstes ha-
ben die Studienreferendare den Schülern Unterricht zu erteilen und erbrin-
gen damit zugunsten der Schule Dienstleistungen, die einen gewissen
wirtschaftlichen Wert haben. Die Bezüge, welche die Studienreferendare
erhalten, stellen eine Vergütung und damit eine Gegenleistung für die er-
brachten Dienstleistungen und die Verpflichtungen, welche die Ableistung
des Vorbereitungsdienstes mit sich bringt, dar. Die Kriterien für das Beste-
hen eines Arbeitsverhältnisses sind folglich erfüllt, sodass Studienrefe-
rendare grundsätzlich als Arbeitnehmer angesehen werden können.

Der EuGH geht in der Ori-
ginalentscheidung um-
gekehrt vor: Er setzt sich 
erst mit den übrigen Ge-
genargumenten ausein-
ander und prüft zuletzt 
Art. 45 AEUV.

b) Der Schutzbereich der Arbeitnehmerfreizügigkeit wäre gleichwohl nicht
eröffnet, wenn für die Studienreferendare die Bereichsausnahme des
Art. 45 Abs. 4 AEUV gilt. Danach findet die Arbeitnehmerfreizügigkeit kei-
ne Anwendung für die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung. 

aa) Von einer Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung könnte hier
bereits deshalb auszugehen sein, weil die Studienreferendare für den Vor-
bereitungsdienst in ein Beamtenverhältnis auf Widerruf berufen wer-
den. Dagegen spricht jedoch, dass Bereichsausnahmen wie Art. 45 Abs. 4

17 EuGH, Urt. v. 03.07.1986 – Rs. 66/85, NVwZ 1987, 41 Lawrie Blum.
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Fall 6: Arbeitnehmerfreizügigkeit, Bereichsausnahme nach Art. 45 Abs. 4 AEUV 1. Teil

AEUV eng auszulegen sind, damit sich ihre Tragweite auf das beschränkt,
was zur Wahrung der Interessen, die diese Bestimmung den Mitgliedstaa-
ten zu schützen erlaubt, unbedingt erforderlich ist. Würde man den forma-
len Akt der Verbeamtung ausreichen lassen, um alle betroffenen Personen
von der Anwendung der Arbeitnehmerfreizügigkeit auszunehmen, gäbe
man den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, nach Belieben die Beschäftigun-
gen zu bestimmen, die unter diese Ausnahmegenehmigung fallen. Denn
die Mitgliedstaaten können selbst bestimmen, welche Personen- oder Be-
schäftigungsgruppen in ein Beamtenverhältnis berufen werden sollen. Die
reine Verbeamtung genügt deshalb nicht, um die Bereichsausnahme aus-
zulösen.

Zum Teil wird Art. 45 
Abs. 4 AEUV in der Lit. 
auch als Rechtfertigungs-
grund geprüft. Gegen 
diese Einordnung spricht 
jedoch die Konstruktion 
der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit, die zwischen Ar-
beitnehmern und Be-
schäftigten in der öffent-
lichen Verwaltung unter-
scheidet. Dies spricht für 
eine Einordnung der Be-
reichsausnahme schon 
im Schutzbereich der Ar-
beitnehmerfreizügigkeit.

bb) Unter welchen Umständen von einer Beschäftigung in der öffentlichen
Verwaltung ausgegangen werden kann, ist aus diesem Grund nach rein
materiellen Kriterien zu bestimmen. Voraussetzung ist ein Verhältnis be-
sonderer Verbundenheit des jeweiligen Stelleninhabers zum Staat. Die-
ses Verhältnis muss dabei von einer Gegenseitigkeit von Rechten und
Pflichten geprägt sein, die dem Staatsangehörigkeitsband zugrunde lie-
gen. Hiervon wird insbesondere dann ausgegangen, wenn die Tätigkeit die
unmittelbare oder mittelbare Teilnahme an der Ausübung hoheitlicher Be-
fugnisse beinhaltet. Ebenfalls wird die besondere Verbundenheit für den
Fall angenommen, dass solche Aufgaben wahrgenommen werden, die auf
die Wahrung der allgemeinen Belange des Staates oder anderer öffentlich-
rechtlicher Körperschaften gerichtet sind.

Die Studienreferendare nehmen im Rahmen ihrer Unterrichtstätigkeit kei-
ne spezifischen Hoheitsrechte wahr und üben keine Hoheitsgewalt aus. Ih-
re Tätigkeit ist ausschließlich durch den Unterricht geprägt und bringt da-
mit keine besondere Verbundenheit zum Staat zum Ausdruck. Obwohl die
Tätigkeit formal für den Staat und in einem Beamtenverhältnis erbracht
wird, zählt die spezifische Tätigkeit des Studienreferendars nicht zur Be-
schäftigung in der öffentlichen Verwaltung i.S.d. Art. 45 Abs. 4 AEUV. Die
Bereichsausnahme greift folglich nicht ein.

c) Der Einordnung der Studienreferendare als Arbeitnehmer könnte jedoch
entgegenstehen, dass ihre Tätigkeit eine praktische Vorbereitung auf die
spätere Berufstätigkeit ist. Damit könnte sie lediglich als Vorstufe der Ar-
beitnehmertätigkeit anzusehen sein. Dagegen spricht jedoch die Erfüllung
der o.g. Arbeitnehmerdefinition. Jeder Dienst, der unter den Bedingungen
der Tätigkeit im Lohn- und Geschäftsverhältnis abgeleistet wird, qualifiziert
den Dienstleistenden zum Arbeitnehmer, unabhängig davon, ob er bereits
voll ausgebildet seinen Beruf ausübt oder die Tätigkeit der Berufsausbil-
dung dient.

d) Die Widerspruchsbehörde wendet weiterhin ein, die geringe Anzahl an
Wochenstunden, welche von den Studienreferendaren abgeleistet wür-
den, und die unter den Mindestbezügen eines vollbeamteten Lehrers
liegende Besoldung würden die Einordnung als Arbeitnehmer verhin-
dern. Da der Begriff des Arbeitnehmers jedoch weit auszulegen ist (s.o.)
und nicht der Einflussnahme der Mitgliedstaaten unterliegen darf, sind
auch solche Personen als Arbeitnehmer anzusehen, die, weil sie keiner Voll-
beschäftigung nachgehen, nur ein Einkommen beziehen, dass unter dem
für eine Vollzeitbeschäftigung liegt, sofern es sich um die Ausübung tat-
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 Primäres Unionsrecht1. Teil

sächlicher und echter Tätigkeit handelt. In welchem Umfang eine Person
Arbeitnehmer ist, kann deshalb für die Einordnung als Arbeitnehmer eben-
falls nicht von Belang sein. Anderenfalls würde die Arbeitnehmerfreizügig-
keit nur den in Vollzeit tätigen Arbeitnehmern zur Verfügung stehen. Da-
mit würde Art. 45 AEUV in einer Weise eingeschränkt, die weder in den Mo-
tiven der Vertragsparteien noch im Wortlaut der Vorschrift eine Stütze fin-
det.

Die Studienreferendare sind demzufolge Arbeitnehmer i.S.d. Art. 45 AEUV.

2. Elizabeth Bloom ist britische Staatsangehörige und damit auch Arbeit-
nehmerin aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union gemäß
Art. 45 Abs. 2 AEUV. Der persönliche Anwendungsbereich ist damit eröff-
net.

Ähnlich wie bei Profi-
sportlern (vgl. Fall 5) 
kommt es dem EuGH aus-
schließlich darauf an, 
dass die Tätigkeit gegen 
ein Entgelt erbracht wird.

3. In sachlicher Hinsicht wird von Art. 45 AEUV der gesamte Anwendungs-
bereich der wirtschaftlichen Betätigung der Arbeitnehmer geschützt.
Die Widerspruchsbehörde wendet jedoch ein, dass die im Rahmen des
Schulwesens erbrachten Leistungen der Studienreferendare nicht wirt-
schaftlicher Natur seien. Für die Anwendung des Art. 45 AEUV ist aller-
dings nur erforderlich, dass die Tätigkeit den Charakter einer entgeltlichen
Arbeitsleistung hat, unabhängig davon, in welchem Bereich sie erbracht
wird.

Die wirtschaftliche Natur der Tätigkeit der Studienreferendare kann ferner
nicht deshalb verneint werden, weil sie in einem öffentlich-rechtlichen Sta-
tus ausgeübt wird, da die Art des Rechtsverhältnisses zwischen Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber – öffentlich-rechtlicher Status oder privatrechtlicher
Vertrag – für die Anwendung des Art. 45 AEUV unerheblich ist.

Auch der sachliche Schutzbereich ist folglich eröffnet. 

III. § 9 LABG NRW könnte eine Diskriminierung aufgrund der Staatsan-
gehörigkeit i.S.d. Art. 45 Abs. 2 AEUV enthalten. Danach ist jede auf der
Staatsangehörigkeit beruhende unterschiedliche Behandlung der Arbeit-
nehmer in Bezug auf die Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeits-
bedingungen untersagt. Eine Ungleichbehandlung liegt dabei vor, wenn
unterschiedliche Vorschriften auf gleichartige oder zumindest vergleich-
bare Situationen angewandt werden oder wenn dieselbe Vorschrift auf un-
terschiedliche Situationen angewandt wird. Die Ungleichbehandlung ver-
stößt gegen das Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsange-
hörigkeit, wenn die Vorschriften ausdrücklich zwischen Inländern und EU-
Arbeitnehmern unterscheidet.

Nach § 9 LABG NRW werden in den Vorbereitungsdienst an deutschen
Schulen ausschließlich deutsche Staatsangehörige aufgenommen. Die ein-
heitliche Norm begünstigt im Hinblick auf die Beschäftigung ausschließlich
Deutsche und versperrt anderen Staatsangehörigen den Weg in den Vor-
bereitungsdienst. Damit liegt eine sog. offene oder direkte Diskriminie-
rung aufgrund der Staatsangehörigkeit und demzufolge ein Verstoß ge-
gen das Diskriminierungsverbot vor.
IV. Fraglich ist, ob der Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot gerecht-
fertigt werden kann.
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4. Teil: Beihilferecht

1. Abschnitt: Beihilfevoraussetzungen

Obwohl es sich bei dem 
Zuschuss und dem zinslo-
sen Darlehen um zwei 
Förderungsmaßnahmen 
der Bürgerauto AG han-
delt, bietet es sich auf-
grund der einheitlichen 
Voraussetzungen der Zu-
lässigkeit von Beihilfen 
an, diese – auch zur Ver-
meidung von Wiederho-
lungen – zusammen zu 
prüfen.

Der Zuschuss und das Darlehen des Bundesarbeitsministeriums könnten in
formeller wie in materieller Hinsicht gegen Unionsrecht verstoßen.

I. Die beiden Förderungsmaßnahmen des Arbeitsministeriums wären be-
reits formell rechtswidrig, wenn sie unter Verstoß gegen die Vorschriften
über das Notifizierungsverfahren ergangen sind. Nach Art. 108 Abs. 3 S. 1
AEUV sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die EU-Kommission vor jeder
beabsichtigten Einführung oder Umgestaltung einer Beihilfe so rechtzeitig
zu unterrichten, dass diese sich äußern und die Vereinbarkeit der Beihilfe
mit dem europäischen Wettbewerbsrecht und dem Binnenmarkt überprü-
fen kann.

Diese formelle Meldeverpflichtung ist allerdings nur dann ausgelöst, wenn
es sich bei dem Zuschuss und das Darlehen tatsächlich um eine Beihilfe
handelt. Beihilfen in diesem Sinne sind alle staatlichen Maßnahmen gleich
welcher Art, die unmittelbar oder mittelbar Unternehmen begünstigen

Fall 22: Voraussetzungen für zulässige nationale Beihilfe

Aufgrund von Täuschungen über Verbrauchswerte verliert der Automo-
bilhersteller Bürgerauto AG stark an Ansehen und ist deshalb nicht
mehr in der Lage, seine Neuwagen in gewohntem Umfang zu veräu-
ßern. Als das Unternehmen in finanzielle Schieflage gerät, kündigt es an,
mehrere Werke in Deutschland schließen zu müssen. Man werde sich
von mehreren tausend Mitarbeitern trennen müssen, sei aber dadurch
in der Lage, die Insolvenz des Unternehmens abzuwenden. Um gleich-
wohl einen Verlust der Arbeitsplätze zu vermeiden, wendet sich der
neue Vorstandsvorsitzende der Bürgerauto AG an das Bundesarbeitsmi-
nisterium.

In langen Gesprächen kann er den Bundesarbeitsminister davon über-
zeugen, dass die Täuschungen durch den Personalwechsel an der Un-
ternehmensspitze der Vergangenheit angehören sollen und man beab-
sichtige, das Unternehmen wieder in ruhigere Fahrwasser zu führen.
Um die bedrohten Arbeitsplätze zu erhalten, bewilligt der Bundesar-
beitsminister in Absprache mit dem Finanzministerium einen einmali-
gen Zuschuss in Höhe von 100 Millionen Euro und ein zinsloses Darle-
hen in gleicher Höhe.

Die Finanzspritze lässt sich nicht geheim halten: In der überregionalen
Presse erscheinen in den nachfolgenden Tagen mehrere Berichte über
die Förderung. Auf diese Weise erfährt auch die EU-Kommission von der
Förderung. Sie leitet daraufhin ein Prüfverfahren ein und nimmt Einblick
in die zugehörigen Akten des Bundesarbeits- und Bundesfinanzministe-
riums. 

Bearbeitungsvermerk: Begutachten Sie die Vereinbarkeit der Förde-
rung mit Unionsrecht unter allen rechtlich in Betracht kommenden Ge-
sichtspunkten!
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oder die als ein wirtschaftlicher Vorteil anzusehen sind, den das begünstig-
te Unternehmen unter normalen Marktbedingungen nicht erhalten hät-
te.74 

a) Von Begünstigungen bzw. wirtschaftlichen Vorteilen kann ausge-
gangen werden, wenn die staatliche Leistung freiwillig erfolgt, sie eine be-
günstigende Wirkung auf die Empfänger hat und es keine äquivalente Ge-
genleistung gibt. Dabei ist ein hypothetischer privater Investor als Ver-
gleichsmaßstab heranzuziehen, der sich von längerfristigen Rentabilitäts-
überlegungen leiten lässt.75 

aa) Hinter dem Begriff des Zuschusses verbirgt sich die Auszahlung eines
Geldbetrages, der nicht zurückgefordert wird (deshalb auch verlorener Zu-
schuss genannt). Hierbei handelt es sich deshalb um eine finanzielle Bes-
serstellung der Bürgerauto AG, den diese unter normalen Wettbewerbsbe-
dingungen nicht erhalten hätte, und die das Bundesarbeitsministerium
freiwillig nach Gesprächen mit der Unternehmensführung gewährte. Eine
Gegenleistung für diesen Zuschuss wurde nicht vereinbart. 

bb) Auch das zinslose Darlehen enthält eine derartige Vergünstigung.
Zwar ist die Darlehenssumme von der Bürgerauto AG zurückzuzahlen. Al-
lerdings werden dabei keine Zinsen fällig, was eine deutliche Besserstel-
lung gegenüber den normalen Darlehensbedingungen der Kreditinstitute
darstellt. Damit enthalten beide Maßnahmen finanzielle Vorteile.

Eine Förderung aus priva-
ten Mitteln genügt hinge-
gen nicht. Nach der Rspr. 
des EuGH fallen nur sol-
che Förderungen in den 
Anwendungsbereich des 
Art. 107 Abs. 1 AEUV, die 
zu einer tatsächlichen ak-
tuellen oder potenziellen 
Mittelbelastung öffentli-
cher Haushalte führen.76

b) Beide Vorteile speisen sich unmittelbar aus dem Staatshaushalt, sodass
es sich bei der Gewährung auch um staatliche Maßnahmen handelt.

c) Letztlich muss die Förderung einem spezifischen Unternehmen oder
Produktionszweig zugutekommen. Unternehmen ist dabei jede wirtschaft-
lich tätig werdende Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform oder ihrer Fi-
nanzierungsart, ohne dass diese bloß Verbraucher oder Arbeitnehmer ist.
Durch den Begriff der Bestimmtheit bzw. Selektivität soll sichergestellt
werden, dass nur solche Förderungen dem Verbot des Art. 107 Abs. 1 AEUV
unterfallen, die nicht unterschiedslos der gesamten Wirtschaft zugutekom-
men. Dabei kommt es darauf an, ob eine nationale Maßnahme im Rahmen
einer bestimmten rechtlichen Regelung geeignet ist, bestimmte Unterneh-
men oder Produktionszweige gegenüber anderen Unternehmen oder Pro-
duktionszweigen zu begünstigen, die sich im Hinblick auf das mit der be-
treffenden Regelung verfolgte Ziel in einer vergleichbaren tatsächlichen
und rechtlichen Situation befinden.77

Bei der Bürgerauto AG handelt es sich um ein Unternehmen im vorgenann-
ten Sinne. Es ist Teil der Automobilbranche, in der eine Vielzahl von Konkur-
renten existiert, denen eine vergleichbare Förderung nicht zuteil wird. Die-
se Unternehmen befinden sich aufgrund der dauerhaften Neuentwicklun-
gen auf diesem Gebiet immer wieder in einer erheblichen Wettbewerbssi-
tuation zu ihren Mitbewerbern und damit in der Gefahr, einer wirtschaftli-
chen Fehlentwicklung zu unterliegen, welche die Unternehmensexistenz

74 EuGH NJW 2003, 2515, 2518 Altmark-Trans.
75 EuGH, Rs. C-356/97, JuS 2000, 487, 488.
76 EuGH, Rs. C-379/98, Slg. 2001, I-2099 PreussenElektra.
77 Koenig/Paul in: Streinz, Art. 107 Rn. 74 m.w.N.
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bedrohen kann. Damit sind der Zuschuss und das Darlehen zumindest ge-
eignet, die Bürgerauto AG zu bevorzugen und damit gegenüber Unterneh-
men in einer vergleichbaren Situation zu bevorteilen.

Die formelle Rechtswid-
rigkeit bewirkt die Nich-
tigkeit des Darlehensver-
trages über § 134 BGB. Al-
lerdings genügt die Fest-
stellung der formellen 
Rechtswidrigkeit nicht für 
eine Rückforderungsent-
scheidung der EU-Kom-
mission; eine solche ist 
nur bei materieller Recht-
mäßigkeit möglich. Aller-
dings kann die Kommissi-
on die Aussetzung der 
Beihilfen oder ihre einst-
weilige Rückforderung 
verbindlich verlangen.78

Folglich handelt es sich bei den Maßnahmen um Beihilfen i.S.d. Art. 107,
108 AEUV. Die Bundesministerien hätten demnach ein Notifizierungsver-
fahren einleiten müssen, was jedoch nicht erfolgt ist. Die Beihilfen sind des-
halb formell rechtswidrig.

II. Auch in materieller Hinsicht könnten die Beihilfen mit Unionsrecht un-
vereinbar sein. Hier könnte ein Verstoß gegen Art. 107 Abs. 1 AEUV vorlie-
gen. Dies ist der Fall, wenn es sich bei dem Zuschuss und dem zinslosen
Darlehen um Beihilfen im dortigen Sinne handelt und keine Ausnahme die
Gewährung der Beihilfe gestattet.

1. Der Zuschuss und das zinslose Darlehen wären grundsätzlich verboten,
wenn es sich dabei um Beihilfen handelt, die den Wettbewerb zwischen
den Mitgliedstaaten verfälschen oder zu verfälschen drohen und der Han-
del zwischen den Mitgliedstaaten dadurch beeinträchtigt wird.

a) Wie bereits im Rahmen der Prüfung der formellen Unionsrechtmäßigkeit
ausgeführt, handelt es sich bei dem Zuschuss und dem zinslosen Darlehen
um Beihilfen.

Da Sie die Unionsrechts-
widrigkeit unter allen 
rechtlichen Gesichts-
punkten begutachten 
sollten, mussten Sie trotz 
bejahter formeller Uni-
onsrechtswidrigkeit noch 
weiter prüfen!

b) Diese müssten den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen dro-
hen. 

aa) Eine solche Wettbewerbsverfälschung ist jedenfalls nicht anzunehmen,
wenn es sich um eine geringfügige Besserstellung der Unternehmen han-
delt. Die hierfür einschlägige Grenze von 200.000 € über einen Zeitraum
von drei Jahren aus Art. 2 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1998/2006 (sog. Deminimis-
Beihilfen) ist im vorliegenden Fall jedoch bei weitem überschritten, sodass
diese Ausnahme nicht greift.

bb) Im Übrigen liegt eine Wettbewerbsverfälschung vor, wenn die staatli-
che Maßnahme in ein bestehendes oder möglicherweise zur Entstehung
kommendes Wettbewerbsverhältnis zwischen Unternehmen oder Produk-
tionszweigen eingreift und damit den Ablauf des Wettbewerbs auf dem re-
levanten Markt verändert oder die Chancengleichheit zwischen miteinan-
der im Wettbewerb stehenden Unternehmen manipuliert. Dabei ist der Be-
griff der Wettbewerbsverfälschung weit zu verstehen.79

Der Zuschuss sowie das zinslose Darlehen dienen dazu, die Bürgerauto AG
nach wirtschaftlichen Verlusten mit frischem Kapital auszustatten, um sie
wieder wettbewerbsfähig zu machen und neue Entwicklungen anzusto-
ßen. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass hierdurch eine Entwicklung
neuer Produkte in erheblichem Umfang möglich wird, da anderen Unter-
nehmen, die auf demselben Sektor tätig sind, Kapital in derartigem Um-
fang nicht zur Verfügung stehen dürfte. Somit drohen die gewährten Vor-
teile zumindest, den Wettbewerb zu verfälschen. Auch diese Vorausset-
zung des Art. 107 Abs. 1 AEUV ist damit erfüllt.

78 Oppermann/Classen/Nettesheim § 21 Rn. 33.
79 Koenig/Paul in: Streinz, Art. 107 Rn. 87.

05 EuropaR.fm  Seite 105  Mittwoch, 16. Dezember 2015  10:47 10



106

 Beihilferecht4. Teil

c) Letztlich müsste durch die Beihilfen auch der Handel zwischen den Mit-
gliedstaaten beeinträchtigt sein. Eine solche Handelsbeschränkung ist
bereits dann gegeben, wenn durch den fiskalischen Vorteil zugunsten des
Unternehmens zukünftige Auswirkungen auf den zwischenstaatlichen
Handel möglich erscheinen. Eine diesbezügliche Vermutung ist bereits
durch die Stärkung der Finanzkraft des beihilfebegünstigten Unterneh-
mens begründet.80 Die Automobilindustrie ist aufgrund einer Vielzahl von
Im- und Exporten international besonders vernetzt. Mit einer einseitigen
Förderung eines nationalen Unternehmens wird eben dieses Unterneh-
men in die Lage versetzt, sich einen Wettbewerbsvorsprung zu verschaf-
fen. Damit wird der zwischen den Mitgliedstaaten stattfindende Handel zu-
mindest potenziell beeinträchtigt.

Die Voraussetzungen des Art. 107 Abs. 1 AEUV sind damit erfüllt. Es liegt
damit grundsätzlich eine unzulässige Beihilfe vor.

2. Allerdings könnten Ausnahmen eingreifen, die die Beihilfe im Einzelfall
zulässig machen.

a) Die generellen Ausnahmen für den Bereich der Agrarpolitik (Art. 42
Abs. 2 AEUV) und der Verkehrspolitik (Art. 93, 96 AEUV) greifen nicht ein.

Während die Ausnahmen 
nach Art. 107 Abs. 2 AEUV 
den Unionsrechtsverstoß 
unmittelbar beseitigen, 
bedürfen die Ausnahmen 
nach Art. 107 Abs. 3 AEUV 
einer Konkretisierung 
durch einen Rechtsakt 
der EU. Diese Freistellung 
erfolgt bei lit. a-d durch 
die EU-Kommission, im 
Falle des lit. e durch den 
Rat.

b) Auch eine Ausnahme nach Art. 107 Abs. 2 AEUV ist nicht einschlägig.

c) Allerdings könnte eine Freistellungsmöglichkeit nach Art. 107 Abs. 3
AEUV bestehen. 

aa) Die Beihilfe zugunsten der Bürgerauto AG könnte als mit dem Binnen-
markt vereinbar angesehen werden, wenn sie der Behebung einer be-
trächtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaates dient,
Art. 107 Abs. 3 lit. b Alt. 2 AEUV. Diese Ausnahme erfasst allerdings nur
erhebliche allgemeine wirtschaftliche Störungen, welche die gesamte
Wirtschaft oder jedenfalls mehrere Regionen oder Wirtschaftszweige eines
Mitgliedstaates betreffen.81 Zwar sind von der Krise der Bürgerauto AG ei-
ne Vielzahl von Arbeitsplätzen betroffen, aber es handelt sich dabei ledig-
lich um die Krise eines einzelnen Unternehmens, nicht um ein systemisches
Problem. Deshalb greift Art. 107 Abs. 3 lit. b Alt. 2 AEUV nicht ein.

bb) Bei dem Zuschuss und dem Darlehen könnte es sich jedoch um eine
Rettungsbeihilfe für ein Unternehmen in Schwierigkeiten i.S.d.
Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV handeln. Von einem solchen Unternehmen
spricht man, wenn es nicht in der Lage ist, mit eigenen finanziellen Mitteln
oder Fremdmitteln, die ihm von seinen Eigentümern/Anteilseignern zur
Verfügung gestellt werden, Verluste aufzufangen und das Unternehmen
kurz- oder mittelfristig so gut wie sicher wirtschaftlich untergehen wird.
Dies ist hier aber nicht der Fall, da die Bürgerauto AG durch den Abbau von
Arbeitsplätzen saniert und auf diese Weise eine Insolvenz abgewendet
werden kann. Folglich greift auch keine Ausnahme aus Art. 107 Abs. 3 AEUV
ein.

Ergebnis: Die Beihilfen sind sowohl formell als auch materiell unions-
rechtswidrig.

80 EuGH, Rs. C-372/97, Slg. 2004, I-3679, Italien/Kommission; Koenig/Paul in: Streinz, Art. 107 Rn. 97.
81 Cremer in: Callies/Ruffert, Art. 107 Rn. 56.
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